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Hauptlandrouten

Die wichtigsten Wege aus Afrika

Landrouten

Die Flüchtlingslager

Schiffsrouten

Seit Januar 2011 kamen in Süditalien 
insgesamt  5526 Flüchtlinge an. Davon sind 
5384 Männer, 34 Frauen und 108 Kinder. In der 
Vergangenheit strandeten zu Spitzenzeiten 
mehrere 10 000 Flüchtlinge jährlich auf 
Lampedusa. Verschärft sich die Lage in Libyen 
weiter, ist mit 1,5 bis 3 Millionen Flüchtlingen 
aus Schwarzafrika zu rechnen, die sich in 
diversen libyschen Lagern und im Untergrund 
befinden sollen. 

NachrichtenAufstand in der
arabischen Welt

Bundeszentren für Migranten
Kantone wollen Flüchtlinge aus Nordafrika nicht unterbringen – und fordern mehr Geld für Asylsuchende

Von Pascal Tischhauser  
Und Titus Plattner

Bern Die Kantone sind wegen der 
drohenden Flüchtlingswelle aus 
Nordafrika im Streit mit dem 
Bund. Sie wollen nicht, dass vor al­
lem sie unter der Flüchtlingswelle 
aus Nordafrika zu leiden haben, 
und fordern deshalb ein anders 
Asylmanagement. Das zeigen Re­
cherchen der SonntagsZeitung.

Konkret soll der Bund ver­
mutete Wirtschaftsflüchtlinge in 
Bundeszentren unterbringen, an­
statt sie auf die Kantone zu ver­
teilen. Das hat der Generalsekre­
tär der Konferenz der kantonalen 
Justiz- und Polizeidirektoren 
(KKJPD), Roger Schneeberger, 
nach dem Gipfeltreffen mit Ver­
tretern des Bundesamts für Mig­
ration (BFM), des Aussen- sowie 
des Militärdepartements und des 
Grenzwachtkorps klargemacht. 
Er findet, man müsse «die rich­
tigen Signale aussen­
den» und frühzei­
tig klären, wel­
che Flücht­

linge keine Chance auf Asyl hät­
ten. Die KKJPD-Präsidentin Ka­
rin Keller-Sutter doppelt im Inter­
view (siehe rechts) nach, Wirt­
schaftsflüchtlinge müssten bereits 
auf Lampedusa ausgemustert 
werden, weil mit einer Zuweisung 
in die Kantone der Prozess «un­
nötig verlängert» werde.

Zudem wollen die Kantone für 
ihre Kosten im Asylwesen besser 
entschädigt werden. Ein Kantons­
vertreter machte am Treffen klar,  
dass es mit den ordentlichen Ta­
gespauschalen für Asylbewerber 
nicht getan sei. Die Kantone müss­
ten kostspielige Vorkehrungen für 
eine allfällige Flüchtlingswelle 
treffen. So würden etwa zusätzlich 
angemietete Unterbringungsplät­
ze nicht abgegolten. Solche wollen 
die Kantone entschädigt haben. 

In der gestrigen «Samstags­
rundschau» auf Radio DRS 1 
mochte Justizministerin Simo­
netta Sommaruga nicht auf Geld­

forderungen eingehen. 
Schliesslich erwar­
ten die Kantone, 

dass die Justiz­

ministerin mehr Druck auf Italien 
ausübt. Der Nachbarstaat habe 
sich an die Dublin-Regeln zu hal­
ten. Wie verschiedene Seiten be­
stätigen, nimmt Italien zurzeit nur 
noch eine begrenzte Zahl an 
Dublin-Fällen zurück. Als solche 
gelten Flüchtlinge, die vor der 
Einreise in die Schweiz bereits in 
einem anderen Schengen-Land 
registriert worden sind. In diese 
Länder kann die Schweiz Asyl­
bewerber zurückschicken. 

Das Grenzwachtkorps will die 
Armee nicht an der Grenze

Italien kommt seinen Verpflich­
tungen aber nicht mehr voll nach. 
Die Aussagen dazu sind wider­
sprüchlich. Die Rede ist von zwei 
bis fünf Personen, die Italien pro 
Tag nur noch akzeptiert. Die 
St. Galler Regierungsrätin Keller-
Sutter spricht von vier respektive 
fünf Flüchtlingen – je nachdem, 
ob diese aus Genf oder Zürich 
nach Italien gebracht werden. 

Das BFM bestätigt nur, dass 
Italien auf dem Römer Flughafen 
Einschränkungen mache. Die 

Kantone befürchten jetzt, dass  
die italienische Praxis die Flücht­
lingssituation in der Schweiz zu­
sätzlich verschärfen wird.

Noch ist die Zahl der Flücht­
linge verkraftbar, zumal ein 
Grossteil von ihnen wieder nach 
Nordafrika zurückkehren muss. 
Anders könnte das aufgrund der 
Entwicklung in Libyen aussehen. 
Dort leben je nach Quelle 1,5 bis 
3 Millionen Migranten aus der 
Subsahara. Sommaruga spricht 
von 2,5 Millionen. Diese drängen 
in die Nachbarländer. Dass diese 
dereinst nach Europa gelangen, 
davor fürchten sich viele, allen 
voran die SVP. Sie verlangt einen 
Armeeeinsatz an der Grenze mit 
systematischer Grenzkontrolle. 

Der Chef des Grenzwacht­
korps, Jürg Noth, winkt ab: Selbst 
wenn Schengen ausser Kraft ge­
setzt würde und systematische 
Grenzkontrollen vorübergehend 
wieder eingeführt würden, brau­
che es im Migrationsbereich 
«speziell ausgebildetes Personal, 
sprich Grenzwächterinnen und 
Grenzwächter».

Italien warnt vor einer  
riesigen Flüchtlingswelle aus 
Nordafrika. Sind die Kantone 
darauf vorbereitet?
Ob es eine Flüchtlingswelle gibt 
und wie gross diese sein wird, 
weiss derzeit niemand. In den 
Kantonen bestehen noch Re­
serven an Unterbringungsplätzen. 
Diese Reserven sind aber unter­
schiedlich gross. Wichtig ist mir 
jedoch: Bei den Menschen, die 
bislang auf Lampedusa eingetrof­
fen sind, handelt es sich vorwie­
gend um Tunesier. Dabei dürften 
dies mehrheitlich Personen sein, 
die ihr Land aus wirtschaftlichen 
Gründen verlassen haben.
Sie meinen, diese Leute 
würden sowieso kein Asyl  
in der Schweiz erhalten?
Höchstwahrscheinlich die we­
nigsten von ihnen. Deshalb ist  
es den Kantonen so wichtig,  
dass Menschen ohne asylrele­
vante Gründe, sollten sie denn 
dereinst in die Schweiz kommen, 
gar nicht erst auf die Kantone 
verteilt werden.

Wieso nicht?
Weil die Verteilung auf die Kan­
tone den Asylprozess bei denje­
nigen Leuten, bei denen schon 
von vornherein klar ist, dass sie 
die Flüchtlingseigenschaft nicht 
erfüllen, unnötig verlängert. Die 
Prüfung muss deshalb schon vor­
her erfolgen, sodass nur noch die­
jenigen Asylsuchenden den Kan­
tonen zugewiesen werden, die 
auch eine reelle Chance auf Asyl 
haben.
Und die andern sollen in 
Bundeszentren untergebracht 
werden?
Ja, oder noch besser schon vor 
Ort behandelt werden.
In Tunesien?
Nein, aber die Flüchtlinge könn­
ten beispielsweise schon auf Lam­
pedusa geprüft werden. 
Asylbewerber aus Lampedusa, 
die den Weg in die Schweiz 
dennoch finden, könnte die 
Schweiz ja als sogenannte 
Dublin-Fälle nach Italien 
zurückschicken.
Das funktioniert schon heute 
nicht mehr richtig. Italien akzep­
tiert nur noch einmal täglich einen 
ordentlichen Flug mit einer be­
grenzten Zahl an Dublin-Fällen: 
mit fünf Personen, wenn der Flug 
aus Zürich stammt, und mit vier, 
falls er aus Genf kommt. Sonder­
flüge akzeptiert Italien nicht 
mehr. Damit haben wir heute 
schon Wartezeiten von mehr als 
einem Monat. Wenn die Flücht­
lingszahlen tatsächlich steigen, 
wird das zur Belastungsprobe für 
das Dublin-System. Ich gehe da­
von aus, dass der Bund mit Italien 
das Gespräch sucht.
�Int erview: P. Tischhauser

«Flüchtlinge 
auf Lampedusa 

prüfen» 
Karin Keller-Sutter 
über die Haltung der 

Kantone zu Asylsuchenden

Keller-Sutter, Präsidentin der 
Konferenz der kantonalen  
Justiz- und Polizeidirektoren

Der Schweizer Nachrichtendienst 
fürchtet, dass mit der Flücht­
lingswelle aus Nordafrika radi­
kale Islamisten in die Schweiz 
gelangen. Diese Befürchtung  
hat ein Vertreter am Asylgipfel 
vom Donnerstag geäussert.  
Er verlangte, dass frühzeitig 
darüber informiert werden 
müsse, wer in die Schweiz 
einreisen wolle, damit der 
Nachrichtendienst rechtzeitig die 
Personalien überprüfen und die 
Einreise von Islamisten verhin­
dern könne. Der Nachrichten­
dienst befürchtet, ob der grossen 
Zahl an Flüchtlingen selbst an 
Grenzen zu stossen. Während der 
Aufstände in Tunesien, Ägypten 
und Libyen konnten zahlreiche 
Islamistenführer aus der 
Gefangenschaft entweichen. Der 
Nachrichtendienst kommentiert 
eine allfällige Gefährdung durch 
islamistische Flüchtlinge jedoch 
nicht. � Titus Plattner

Islamisten auf der Flucht 
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Immigranten aus Tunesien auf der Insel 
Lampedusa: Zu Spitzenzeiten strandeten 
hier mehrere Zehntausend Flüchtlinge 
jährlich� foto: photomasi/keystone

Fluchtrouten 
nach Europa
In Libyen sollen bis  
drei Millionen 
Flüchtlinge warten


